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1.
Ausbildungssituation und Ausbildungspakt

In wenigen Wochen wird eine erste Bilanz des Ausbildungsjahres 2004 gezogen. Der 30.09. ist der offizielle Stichtag für die Datenaufbereitung für den Berufsbildungsbericht 2005. Auch wenn dieser erst im Frühjahr nächsten Jahres erscheint, so werden wesentliche Daten vorher veröffentlicht:

· Am 5.10. verkündet die BA die Zahlen aus ihrer Geschäftsstatistik; für die Bilanz sind insbesondere die Angaben über zum Stichtag noch nicht vermittelte Bewerber und die bis dahin noch nicht besetzten Ausbildungsplätze – soweit die BA davon weiß – wichtig.

· Ebenfalls Anfang Oktober werden DIHK und ZDH erste Ergebnisse aus ihren Erhebungen über die bislang eingetragenen neuen Ausbildungsverträge bekannt geben und wohl auch darstellen, welche Erkenntnisse sich aus der neuen Paktstatistik über die neu eingeworbenen Ausbildungsplätze ergeben. Die endgültigen Zahlen zur Ausbildungsbilanz werden dann von den Kammern dem BIBB mitgeteilt und von diesem oder der Bundesregierung etwa Mitte Dezember 2004 veröffentlicht.

So wichtig diese Daten auch sind: Noch ein Stück wichtiger ist, dass weiterhin – auch über den 30.09. hinaus – gezielt um Ausbildungsplätze geworben wird, dass an der Verbesserung der Rahmenbedingungen für Ausbildung gearbeitet wird, dass die weiteren Instrumente und Aktionsfelder wie Kompetenzchecks und Einstiegsqualifikationen umgesetzt werden.

Zuvor muss noch eine Zwischenbilanz über die Situation Ende Auugust gezogen werden:

a) DIHK-Präsident Braun zur aktuellen Ausbildungssituation

(02.09.2004) Deutlich mehr Ausbildungsverträge als im Vorjahreszeitraum haben die 81 Industrie- und Handelskammern (IHKs) bis Ende August eingetragen: Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) verzeichnet auf Basis ihrer Angaben ein Plus von bundesweit 3,7 Prozent. 

Insgesamt wurden damit seit Jahresbeginn 228.000 neue Ausbildungsverträge registriert – 8.120 mehr als 2003. Damit wurde der positive Trend der Vormonate bestätigt. DIHK-Präsident Ludwig Georg Braun zeigte sich erfreut über die Entwicklung: "Die gemeinsame Anstrengung trägt Früchte. Die Unternehmen sind sehr motiviert, viele gehen für das Gelingen des Paktes bis an die Grenze des Machbaren. Dafür danke ich allen schon jetzt." 

In den alten Bundesländern beläuft sich der Zuwachs bei den Verträgen sogar auf 4,6 Prozent. In den neuen Bundesländern liegen die Eintragungszahlen derzeit insgesamt auf Vorjahresniveau – allerdings war hier die Ausbildungsquote mit 7 Prozent ohnehin bereits überdurchschnittlich hoch. Außerdem steht der Zunahme an betrieblichen Ausbildungsplätzen dort vielfach ein Rückgang bei der Besetzung außerbetrieblicher Ausbildungsplätze gegenüber. 

Braun betonte, er sei zuversichtlich, dass die Paktpartner das gemeinsame Ziel, allen ausbildungswilligen und - fähigen Jugendlichen bis Ende des Jahres ein Ausbildungsangebot zu machen, erreichen werden. "Denn weder Ende August noch Ende September wird abgerechnet, weil wir erst danach mit den Nachvermittlungsaktionen in die zweite heiße Phase des Ausbildungspaktes gehen," so Braun. "Aber wir sind noch längst nicht am Ziel. Und täusche sich niemand: Das wird noch ein hartes Stück Arbeit." Er appellierte erneut an Unternehmer aber auch an Kommunen, Kirchen und Gewerkschaften, sich für das Gelingen dieser "nationalen Aufgabe" einzusetzen. 

b) Die Bundesagentur für Arbeit 

Die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt ist nach Daten der BA-Statistik weiterhin angespannter als vor einem Jahr. Seit Oktober 2003 wurden mit 480.000 deutlich weniger Ausbildungsstellen gemeldet als im Vorjahreszeitraum (-30.800). Rückläufig waren sowohl betriebliche als auch außerbetriebliche Angebote (-22.100 bzw. -8.700). Zugleich haben sich mehr Bewerber bei den Agenturen für Arbeit gemeldet, und zwar 714.500 (+17.000). Dabei gab es Zunahmen bei Schulabgängern des aktuellen Jahres, aber auch bei Jugendlichen, die bereits in früheren Jahren die Schule beendet haben. Ende August waren 50.300 Ausbildungsplätze noch unbesetzt (gegenüber Vorjahr: -4.300). Als unvermittelt zählten 182.100 Bewerber (+14.500). Infolgedessen war die rechnerische Lücke zwischen unbesetzten Ausbildungsstellen und nicht vermittelten Bewerbern mit 131.800 weiterhin deutlich größer als vor einem Jahr. 

"Bis zum Beginn des Ausbildungsjahres bleibt nur wenig Zeit. Aus diesem Grund sind die Anstrengungen zu verstärken, um die Verabredungen des Ausbildungspaktes einzuhalten. Die BA wird bis Ende September und darüber hinaus bis zum Jahresende ihre Verpflichtungen erfüllen", sagte Vorstandsmitglied Heinrich Alt.

Und wie sieht es Ende August im Handel aus? Die kurze Antwort lautet: Besser als im gesamtwirtschaftlichen Schnitt.

Insgesamt wurden den Arbeitsagenturen bis Ende August 2004 6,0% weniger Ausbildungsplätze angeboten; bei den Angeboten der öffentlichen und privaten Arbeitgeber betrug das Minus 4,6%. Der Handel hebt sich bei den gemeldeten Stellen positiv ab:

· Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel: Im Westen plus 2,7% , im Osten -12,2%

· Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Ausenhandel: Im Westen minus 3,5% und im Osten plus 3,6%

· Verkäufer/in: Im Westen plus 20,5%, im Osten minus 23,3%.

Der Saldo insgesamt ist positiv: Der Handel hat den Ämtern bislang mehr Ausbildungsplätze (rund 1,5%) angeboten als im Vorjahr.

Gleichwohl bleiben die Handelsunternehmen gefordert, ihre umfangreichen Leistungen in der Ausbildung möglichst noch auszubauen und zu verstärken.


c) Franzen zu Schulleistungen

Und besonders wichtig bleibt auch, dass die Schulen endlich ihren umfassenden Beitrag zur Herstellung der Ausbildunsgreife aller Absolventen der allgemein bildenden Schulen leisten. Um einen Beitrag hierzu zu leisten und um aufzuzeigen, was auch nach der Schule noch getan werden kann, hat der BMBF am 31.8./1.9. eine Fachtagung mit dem Titel „Fit für die Ausbildung – Können, was Zukunft hat“ durchgeführt. Auf dieser Tagung wies HDE-Präsident Hermann Franzen u.a. darauf hin, dass die Schule (zusammen mit der Erziehung) die Hauptverantwortung für die zu oft fehlende Ausbildungsreife bei Schulabgängern habe. Er begrüsste, dass die Länder aus dem PISA-Debakel Konsequenzen in Richtung Qualitätsverbesserung und besserer individueller Förderung der Schüler gezogen haben. Für nachhaltige Erfolge sie allerdings genügend Stehvermögen erforderlich: Verbesserung der Schulqualität sei eine Daueraufgabe.

Zum Ausbildungspakt erklärte Hermann Franzen auf der BMBF-Tagung u.a.: „Bundesregierung und Wirtschaft haben einen auf drei Jahre Laufzeit terminierten Ausbildungspakt geschlossen. Hauptziel ist die Steigerung der Ausbildungsverträge durch Einwerbung neuer Ausbildungsplätze. Unternehmen und Organisationen der Wirtschaft sind intensiv dabei, den Pakt umzusetzen; von Seiten der Bundesregierung, der Länder, der Bundesagentur für Arbeit gibt es viel Unterstützung. Dies zeigt, dass Ausbildung eine Gemeinschaftsaufgabe für unsere Gesellschaft ist, bei der die Wirtschaft eine besondere, aber eben nicht die alleinige Verantwortung für die Ausbildung der jungen Generation übernommen hat. Ich bin zuversichtlich, dass wir die enorme Herausforderung meistern werden. All jene, die noch vom Zwangsinstrument einer Ausbildungsabgabe träumen, sollten begreifen, dass Zwang nichts bringt; sie sollten ihre Träume begraben und sich an der praktischen Umsetzung des Ausbildungspaktes beteiligen. Für Miesmacher, die schon kurz nach Abschluss des Ausbildungspaktes seinen Misserfolg vorhersagen, ist weder jetzt noch in der Zukunft Platz; es spielt keine Rolle, ob die Miesmacher aus den Gewerkschaften oder der staatlich finanzierten Berufsbildungsforschung im Bundesinstitut für Berufsbildung kommen.

Ein Vorzug des Ausbildungspaktes ist, dass er auf Freiwilligkeit statt staatlichen Zwang setzt. Ich bin zuversichtlich, dass so der angestrebte Erfolg auch erreicht wird. Ein weiterer Vorteil des Paktes ist, dass er sich nicht auf die Mobilisierung neuer Ausbildungsplätze beschränkt. Mit dem Ausbildungspakt wird auch die Förderung von Jugendlichen mit eingeschränkten Vermittlungsaussichten, die zunächst ohne Ausbildung bleiben, deutlich ausgebaut. Kompetenzchecks und Einstiegsqualifikationen heißen die neuen Instrumente. Sie sind nachrangig gegenüber der Vermittlung in Ausbildungsstellen; für die Jugendlichen, die ansonsten, also ohne weitere individuelle Hilfen kaum in Ausbildung zu vermitteln sind, haben sie aber eine sehr große Bedeutung, weil sie die Rolle des Türöffners für eine Ausbildung oder Beschäftigung übernehmen sollen.

Der Ausbildungspakt weist noch auf ein drittes Handlungsfeld hin, auf dem wir zwar in der jüngsten Vergangenheit gute Erfolge erzielt haben, die aber noch ausgebaut werden müssen: Es geht um die Schaffung weiterer Ausbildungspotentiale durch Modernisierung  der Berufe und Schaffung weiterer Berufe, insbesondere im Dienstleistungsbereich und in innovativen Branchen. Der Pakt fordert ausdrücklich die Einführung weiterer Stufenausbildungen und die Erweiterung des Ausbildungsangebots für Jugendliche mit schlechten Startchancen. Dies müssen wir aufgreifen und mehr Kreativität bei der Entwicklung von Ausbildungsstrukturen und –berufen entwickeln. Seit 2003 sind auch neue zweijährige Berufe möglich: Die Bundesregierung hat sich über das bisherige Veto der Gewerkschaften hinweg gesetzt und den Weg zur Schaffung auch zweijähriger Berufe frei gemacht. Dies war richtig, es zeigt den Weg für künftiges Handeln. Die Inhalte und Qualifikationsanforderungen eines Berufes müssen letztlich über die Ausbildungsdauer entscheiden – nicht irgendwelche Dogmen seitens der Gewerkschaften gegen zweijährige Berufe. Die Spitzenorganisationen der Wirtschaft arbeiten weiter daran, die Berufelandschaft bedarfsgerecht zu modernisieren und zu differenzieren. Wir werden den eingeschlagenen Weg weiter gehen und wir gehen davon aus, dass er weiterhin unterstützt wird von der Bundesregierung – vielleicht aber auch von den Gewerkschaften, die sich von überkommenen Starrheiten lösen sollten.

Niemand in Politik, Wirtschaft, Beruflichen Schulen, Arbeitsverwaltung oder Gewerkschaften kann sich zurücklehnen und warten, bis Schule und Erziehung für eine bessere Ausbildungseignung sorgen. Die jungen Menschen benötigen jetzt unsere Unterstützung beim Übergang von der Schule in den Beruf und in die Beschäftigung. Daran sollten wir gemeinsam und ganz pragmatisch arbeiten.“

Und Anfang September zeigte sich SPD-Chef Franz Müntefering angenehm überrascht über die intensiven Anstrengungen der Wirtschaft mit der Folge, dass er von einem Erfolg des Ausbildungspaktes ausgeht. Dass die Gewerkschaften dies anders sehen, muss man wohl in Kauf nehmen, aber in der Sache hilft die permanent kritische und nörgelnde Sicht natürlich nicht weiter.

2.
CDU: Wachstum durch Qualifikation und Elitenbildung 

Wie können in Deutschland mehr Wachstum und mehr Arbeitsplätze geschaffen werden? Um hierauf qualifiziert Antworten zu können, hat die CDU in diesem Jahr das "Projekt Wachstum" in den Mittelpunkt ihrer programmatischen Arbeit gerückt. Im sechsten "Wachstumspaket", das Generalsekretär Laurenz Meyer und die baden-württembergische Kultusministerin Annette Schavan vorgestellt haben, geht es um "Mehr Wachstum durch Qualifikation und Elitenbildung". 

"Bildung ist ein zentraler Schlüssel für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes", sagt Laurenz Meyer. Nur mit einem leistungsfähigen Bildungssystem, das mehr Wettbewerb ermögliche, werde es gelingen, die "kulturelle, wirtschaftliche und soziale Entwicklung" unseres Landes zu stärken. Da Bildung unser einziger "Rohstoff" sei, könnten wir es uns mit Blick auf die demografische Entwicklung immer weniger leisten, Talente und Begabungen brach liegen zu lassen. Meyer mahnte, der so genannte "Brain drain", also die Abwanderung junger Leistungsträger, sei ein alarmierendes Zeichen für die Standortschwäche Deutschlands. Um hier Abhilfe zu schaffen, plädierte der Generalsekretär für mehr "Wettbewerbsföderalismus". 

Baden-Württembergs Kultusministerin Annette Schavan sieht drei zentrale Innovationsbremsen, die im Bildungswesen beseitigt werden müssten. Als ersten Schritt fordert sie die Abschaffung des Hochschulrahmengesetzes im Kontext der Förderalismusreform. Um die Vergleichbarkeit von Studiengängen und Studienabschlüssen zu garantieren, sollten Vereinbarungen zwischen den Ländern getroffen werden, die zugleich an europäischen Maßstäben ausgerichtet sein müssten. Außerdem sollten "unternehmerisch geführte Hochschulen" um die besten Studierenden konkurrieren können, betont Schavan. Dazu müsse es ihnen jedoch möglich sein, sich ihre Studenten in einem qualifizierten Auswahlverfahren selbst auszusuchen. Eine dritte Innovationsbremse bestehe darin, dass die rot-grüne Bundesregierung den Hochschulen die Erhebung von Studiengebühren verwehre. Damit öffne die Koalition der "Umverteilung von unten nach oben" Tür und Tor. Denn die Krankenschwester werde über ihre Steuergelder gezwungen, das Studium des Chefarztes mitzufinanzieren ebenso wie der KFZ-Mechaniker das des Ingenieurs. Diese "unsoziale Entwicklung" müsse beendet werden, forderte Schavan. Zugleich verwies sie auf Gespräche mit den Landeszentralbanken, die attraktive Studienfinanzierungskonzepte vorlegen sollen.

Soweit die von der CDU verbreitete Zusammenfassung des Positionspapieres, das sich aber auch mit frühkindlicher Förderung, Schulen und der beruflichen Bildung beschäftigt. Dazu wird ausgeführt:

Das Grundprinzip der beruflichen Bildung in Deutschland ist die duale Ausbildung. Ihr Vorzug ist die Korrespondenz zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem durch eine gemeinsame Verantwortung und enge Kooperation von Betrieb und Schule.

Ausbildung ist Teil des Generationenvertrages und als solche unverzichtbar für die gesamte Wirtschaft, die gerade in krisenhaften Situationen über gut ausgebildete Nachwuchskräfte verfügen muss. Umso schwerer wiegt die Tatsache, dass mit dem Verlust von Arbeitsplätzen auch Ausbildungsplätze verloren gehen. Die Debatte über eine Ausbildungs-platzabgabe hat die Bemühungen um mehr Ausbildungsplätze nicht gefördert, sondern belastet. Eine nachhaltige Verbesserung auf dem Ausbildungsmarkt wird nur gelingen durch bessere wirtschaftliche Perspektiven für die Ausbildungsbetriebe in Deutschland.

Die Ausbildungsfähigkeit Jugendlicher muss verbessert werden. Hierzu ist eine enge Zusammenarbeit zwischen allgemein bildenden Schulen und den Einrichtungen der beruflichen Bildung notwendig. Dies gilt umso mehr, als das Qualifikationsniveau vieler Berufsbilder gestiegen ist. Für Jugendliche, die in ihrer bisherigen Schulbiografie noch nicht ausreichend für eine berufliche Ausbildung qualifiziert sind, müssen verkürzte Ausbildungen angeboten werden, die mit einer Praktikantenstelle verbunden sind und den Einstieg in eine weitere Qualifizierung ermöglichen.

Zur beruflichen Bildung in Deutschland gehören zahlreiche berufliche Vollzeitbildungsgänge. Sie sind nicht selten verbunden mit dem Erwerb einer Qualifikation für den tertiären Bereich. Sie sind wichtig für die Attraktivität der beruflichen Bildung, dürfen aber zugleich nicht als Ersatz für fehlende Ausbildungsplätze immer mehr ausgeweitet werden. In einem neuen Berufsbildungsgesetz muss eine bessere Verzahnung zwischen Bildungsgängen der dualen Ausbildung und solchen in beruflichen Vollzeitschulen erreicht werden. Der verantwortungsbewusste Umgang mit der Lebenszeit junger Menschen verlangt, dass wir die Bildungsgänge in der beruflichen Bildung modularisieren und bereits erworbene Module in einer beruflichen Vollzeitschule auf eine mögliche spätere duale Ausbildung angerechnet werden.

Die kontinuierliche Kooperation von Betrieb und Schule als den beiden zentralen Lernorten der dualen Ausbildung ist Voraussetzung für die Qualität der dualen Ausbildung. In keinem Bereich unseres Bildungswesens arbeiten Bildung und Wirtschaft so eng zusammen. Das hat sich bewährt - nicht zuletzt als anerkannte Vorbeugung gegen Jugendarbeitslosigkeit. Diese Kooperation ist auch Voraussetzung für eine zukunftsfähige Gestaltung rascher Veränderungen in Ausbildungsordnungen und Curricula, um neue Berufsbilder zu entwickeln bzw. bestehende Berufsbilder zu modernisieren.

Ein verlässliches System der Weiterbildung muss die duale Erstausbildung ergänzen, vertiefen und erweitern. Der gesicherte Zugang zu hochwertiger Weiterbildung ist Voraussetzung für die Straffung von Erstausbildungen.

Im tertiären Bereich müssen überall in Deutschland auch Modelle dualer Ausbildung weiterentwickelt werden. Fachhochschulen und Berufsakademien sind dabei erfolgreiche Vorreiter.“

Zu begrüßen sind aus Sicht des Handels folgende Positionierungen:

-
bessere wirtschaftliche Perspektiven für Ausbildungsbetriebe als Voraussetzung für mehr Ausbildungsplätze und klare Absage an eine Ausbildungsabgabe,

-  einfachere Ausbildungsgänge für noch nicht für eine Ausbildung geeignete Jugendliche

-
die Absage an eine Ausweitung beruflicher Vollzeitbildungsgänge

-
die Hervorhebung der Bedeutung von Lernortkooperation in der Berufsbildungspraxis

-
die Einführung dualer Bildungsgänge im tertiären Bereich.

Kritisch zu bewerten sind:

· die absolute Überbetonung der Kooperation als Garant für den Erfolg der beruflichen Bildung bis hin zu geringer Jugendarbeitslosigkeit und als Voraussetzung für eine „zukunftsfähige Gestaltung“ der Berusbilder

· die unklare Aussage, dass ein „gesicherter Zugang zu hochwertiger Weiterbildung“ Voraussetzung sei für die Straffung von Erstausbildungen

· unklar bleibt die Forderung nach verantwortungsbewusstem Umgang mit der Lebenszeit junger Menschen, was eine Modularisierung der Bildungsgänge in der beruflichen Bildung sowie die Anrechnung von schulisch absolvierten Modulen auf eine spätere duale Ausbildung. 

Warum setzt sich die CDU nicht dafür ein, dass die Absolventen der beruflichen Bildung einen erleichterten und vor allem transparent gestalteten Zugang zu hochschulischen Bildungsgängen bekommen? Warum soll eine Anrechnung nicht auch bei weiterführender schulischer Bildung erfolgen? Es bleibt der Eindruck bestehen, dass die CDU berufliche Bildung unverändert stark von der Schule her denkt und die Anforderungen der Betriebe und des Beschäftigungssystems ein wenig aussen vor lässt.

3.
Berufsbildungsdaten 2003 
Das Statistische Bundesamt hat die Daten der Berufsbildungsstatistik zum 31.12.2003, dem wohl genauesten Stichtag für die Berufsbildung, insbesondere die Ausbildungsverträge, Fortbildungsprüfungen und Ausbildungsabschlussprüfungen, im Internet veröffentlicht (www.destatis.de).

Einige interessante Details über Daten aus dem Handel:

a) Die stärksten Berufe

Nach mehreren Jahren auf Rang 1 musste der größte Handelsberuf Kaufmann/frau im Einzelhandel den Kfz-Mechatroniker wieder vorbei lassen und liegt jetzt mit 70.648 Ausbildungsverhältnissen auf Rang 2 der Liste der am stärksten besetzten Berufe. Es folgen Bürokaufleute, Industriekaufleute und Arzthelferinnen. Einen Rang verloren hat der Beruf Kaufmann/frau im Groß- und Außenhandel und liegt jetzt mit 38.906 Auszubildenden auf Rang 10. Verbessern um einen Rang konnte sich hingegen der dritte ganz große Handelsberuf Verkäufer/in, der mit 28.522 Auszubildenden auf Rang 17 zu finden ist.

8,8% aller Auszubildenden von Ende 2003 lernen einen dieser drei Handelsberufe.

Die Konzentration auf wenige Berufe ist hoch geblieben: 51,6% aller Lehrlinge konzentrieren sich auf nur 20 Ausbildungsberufe. Unter den weiblichen Auszubildenden ist die Konzentration sogar deutlich höher: 72,4% lernen einen der 20 mit Frauen am stärksten besetzten Berufe. Männliche Auszubildende hingegen lernen ein breiteres Berufespektrum (52,6% von ihnen finden sich in den 20 von Männern am stärksten besetzten Berufen).

b) Abbrecherquoten

Insgesamt wurden im Laufe des Jahres 2003 133.481 Ausbildungsverträge aus unterschiedlichen Gründen vorzeitig aufgelöst. Gemessen an der Zahl der Neuabschlüsse des Jahres 2003, die Ende 2003 auch noch bestanden haben, sind dies rund 23,6%. In den grossen Handelsberufen lauten die vergleichbaren Quoten Kaufmann/frau im Einzelhandel: 25,4%, Kaufmann/frau im Groß- und Außenhandel: 16,1% und Verkäufer/in: 26,8%.

Ein knappes Viertel der Vertragslösungen entfiel auf die Probezeit; in den drei großen Handelsberufen war es jeweils etwas mehr (Kaufmann/frau im Einzelhandel: 28,3%, Kaufmann/frau im Groß- und Außenhandel: 25,7% und Verkäufer/in: 31,3% - der Wert muss fast zwangsläufig höher sein, weil sich die gesamten Vertragslösungen nur auf 2 Jahre verteilen können).

c) Bestehensquoten

Von den 590.782 Teilnehmern an Abschlussprüfungen des Jahres 2003 haben 85,4% bestanden. In den großen Handelsberufen waren die Erfolgsquoten teils höher (Kaufmann/frau im Einzelhandel: 87,4%, Kaufmann/frau im Groß- und Außenhandel: 90,7%) und teils niedriger (Verkäufer/in: 82,5%). Vermutlich machen im zweijährigen Beruf etliche Betriebe zu viele Zugeständnisse an die Ausbildungseignung der Bewerber, was nicht immer während der Ausbildung ausgeglichen werden kann.

d)
Ausländische Auszubildende

Zwischen 1999 und 2003 ist die Zahl ausländischer Auszubildender um 21,5% auf 79.205 abgesunken. Auch in den drei großen Handelsberufen gab es Rückgänge:

-
Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel: minus 23,3% auf 4.792 Lehrlinge

-
Kaufmann/frau im Groß- und Außenhandel: minus 25,0%

-
Verkäufer/in: minus 2,2%.

e) Fortbildungsprüfungen

Für den Handel sind die Fortbildungsregelungen Handelsfachwirt und Handelsassistent-Einzelhandel wohl die wichtigsten unter den Prüfungsregelungen nach § 46 BBiG. Zwischen gut 3.000 und über 4.000 Prüfungsteilnehmer gab es jeweils in den letzten Jahren. Der Schwerpunkt liegt beim Handelsfachwirt. Allerdings liegt die Bestehensquote beim Handelsassistenten mit gut 81% höher als beim Handelsfachwirt (66,0%).

Prüfungsteilnehmer Handelsfachwirt und Handelsassistent (Einzelhandel)
	 Jahr
	Handelsfachwirt 
	 Handelsassistent
(Einzelhandel)

	2003
	3.577
	481

	2002
	2.852
	704

	2001
	3.222
	691

	2000
	 3.317
	699 

	1999
	3.446
	553

	1998
	3.317
	415

	1997
	3.532
	522

	1996
	3.510
	438

	1995
	3.689
	582


 Quelle: Statistisches Bundesamt




4.
Weiterbildungsteilnahme: Unklare Lage 
Fast schon traditionell weist der Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes im Vergleich zu anderen repräsentativen Studien die niedrigsten Beteiligungsquoten an beruflicher Weiterbildung aus. Es muss an der Methode und an den eingesetzten Befragungsinstrumenten bzw. Begriffsdefinitionen liegen.

Hier die Ergebnisse des Mikrozensus 2003:

· 5,226 Mio. Erwerbstätige haben sich danach zwischen April 2002 und Mai 2003 an einer Lehrveranstaltung zur beruflichen Weiterbildung beteiligt oder beteiligen sich noch. Dies sind gut 14% der Erwerbstätigen (13,9% der männlichen und 14,5% der weiblichen Erwerbstätigen). Immerhin 1,244 Mio. Erwerbstätige, aso ein knappes Viertel der Teilnehmer, haben an mindestens drei Lehrveranstaltungen teilgenommen.

· Von besonderer Bedeutung sind Aktivitäten der informellen allgemeinen oder beruflichen Weiterbildung (z. B. Lesen von Fachzeitschriften, Besuch von Messen, Training on the Job). Immerhin 41,6% der Erwerbstätigen bilden sich auf diese Art weiter.

· Nach dem Alter gibt es nur wenig Unterschiede in der Weiterbildungsbeteiligung: Von den bis zu 40Jährigen nutzen gut 42% informelles Lernen, von den 40 bis 55Jährigen immerhin noch rund 40%; erst in höherem Alter flacht die Weiterbildungsaktivität etwas ab auf gut ein Drittel bei den über 65jährigen Erwerbstätigen; ein ähnlicher Verlauf zeigt sich auch bei den altersspezifischen Teilnahmequoten an formalisierter Weiterbildung.

· Gravierende Unterschiede zeigen sich aber hinsichtlich der formalen Qualiifkation: Erwerbstätige ohne beruflichen Ausbildungsabschluß nutzen nur zu 32,0%, Erwerbstätige mit Ausbildungsabschluß aber zu 45,5% informelles Lernen für die eigene Weiterqualifizierung. Innerhalb der Personengruppen mit einem Ausbildungsabschluß zeigt sich ebenfalls die deutliche Tendenz, dass ein hoher Ausbildungsabschluß mit einer intensiveren Nutzung informellen Lernens einher geht. Von jenen mit Lehrabschluß bilden sich 37,8%, von jenen mit Meister-/Techniker-/Fachwirtabschluß 55,0%, von jenen mit Fachhochschulabschluß 63,3% und von jenen mit Universitätsabschluß 68,8% informell weiter.

Zwei Gründe dürften die Unterschiede erklären:

1. Lernförderliche Arbeitsplätze werden häufiger von formal höher Qualifizierten eingenommen

2. Mit höherem Ausbildungsabschluß steigt auch die Bereitschaft, sich zwischendurch und informell weiter zu qualifizieren, um auf dem Laufenden zu bleiben.

5.
EU: Neue Programme ab 2007
Die EU-Kommission hat nach längeren Vorberatungen ihre Vorstellungen für ein Nachfolgeprogramm der derzeitigen Förderprogramme im Bildungsbereich wie Leonardo dem Europäischen Rat und dem EU-Parlament zur Beratung und Beschlussfassung zugeleitet. Folgendes ist geplant:

-
Ein integriertes Programm für die allgemeine und die berufliche Bildung mit den sektoralen Einzelprogrammen Comenius (allgemeine Bildung in der Schule bis SEK II), Erasmus (allgemeine Hochschulbildung incl. berufliche Bildugn auf tertiärer Ebene), Leonardo da Vinci (berufliche Bildung, Aus- und Weiterbildung) und Grundtvig (Erwachsenenbildung).

-
Ein auf die Teilbereiche des integrierten Programms bezogenes Querschnittsprogramm, das abdeckt Sprachenlernen, weitere IKT-Maßnahmen, umfangreichere Verbreitunsgaktivitäten.

-
Das Programm Jean Monnet, das sich auf Maßnahmen der europäischen Integration und die Unterstützung von Einrichtungen und Vereinigungen im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung konzentriert.

Die Kommission setzt sich sehr ehrgeizige Ziele:

-
Jeder 20. Schüler soll 2007 bis 2013 an Comenius-Aktivitäten teilnehmen,

-
bis 2011 soll es 3 Mio. Erasmus-Studierende geben,

-
bis 2013 sind 150.000 Leonardo-Praktika angestrebt,

-
die Grundtvig-Mobilitäsaktivitäten sollen bis 2013 25.000 erreichen.

Konsequent fordert die Kommission für den 7jährigen Programmzeitraum insgesamt 13,62 Mrd. Euro Finanzmittel.

Bemerkenswert: Dieses neue Programm soll einfacher als alle Vorläuferprogramme administriert werden, weil Verfahrensvereinfachungen vorgesehen sind. Der gesamte Programmentwurf kann unter www.bundesrat.de gedownloaded werden (BR-Drucksache 578/04, 4,4 MB).

6.
JeeNet: Lernen in Juniorenfirmen 
Lernen in Juniorenfirmen hat sich als Ausbildungskonzept, das Jugendlichen echte wirtschaftliche Verantwortung überträgt und sie praxisnah und handlungsorientiert auf die Anforderungen der Wirtschaftswelt vorbereitet, vielfach bewährt - in der betrieblichen Ausbildungspraxis ebenso wie in der Berufsschule: Juniorenfirmen vermitteln unternehmerisches Denken und Handeln, motivieren zur Selbstständigkeit und leiten an zu eigenverantwortlichem Handeln. Dass das Konzept auch die Möglichkeiten des geschäftlichen Agierens im Computernetzwwerk und im Internet mit integrieren kann, hat der von 2001 bis 2003 durchgeführte Modellversuch “Junior Enterprise Network (JeeNet)” unter Beweis gestellt: Sein Ziel war es, junge Leute fit zu machen für den elektronischen Geschäftsverkehr (e-Business). Hergestellt wurde dafür im Modellversuch unter der Trägerschaft des Hamburger Versandhauses OTTO GmbH & Co. KG ein virtuelles Netzwerk zwischen schulischen und betrieblichen Juniorenfirmen (www.jeenet.de), in dessen Rahmen die Projekt- und Auftragsbearbeitung der einzelnen Juniorenfirmen erfolgte. Der Modellversuch “JeeNet” wurde vom BIBB aus Mitteln des BMBF gefördert und wissenschaftlich begleitet von einer Projektgruppe der Helmut Schmidt Universität der Bundeswehr, Hamburg. 

Die im Modellversuch gesammelten, vielfältigen Erfahrungen wurden jetzt zu einem “Praxishandbuch: Juniorenfirma” zusammengefasst. Das Handbuch will zur Gründung neuer und Weiterentwicklung bestehender Juniorenfirmen anregen und ihnen zugleich Hilfestellung geben bei allen damit verbundenen inhaltlichen, organisatorischen und konzeptionellen Fragen. 

Das Praxishandbuch stellt u.a. vor 

· im ersten Kapitel das Konzept der Juniorenfirmen; aufgezeigt wird, wie sie in der Praxis funktionieren, welche theoretischen Überlegungen dahinter stecken und wie mit diesem Konzept Ausbildungsziele erreicht werden können;

· im zweiten Kapitel, was bei der Gründung einer Juniorenfirma zu bedenken ist; beantwortet werden Fragen nach der richtigen Rechtsform, der Organisation, dem möglichen Geschäftsfeld, dem Ablauf der Firmengründung u.ä.m.;

· im dritten Kapitel die Führung einer Juniorenfirma; erläutert wird, welche Faktoren den Erfolg einer Juniorenfirma ausmachen, wie die Lernenden bei ihrer Arbeit unterstützt werden können und wie neben der Arbeit das Lernen nicht zu kurz kommt;

· im vierten Kapitel die Weiterentwicklung der Juniorenfirma; im Mittelpunkt stehen Fragen nach der Perspektive der Juniorenfirma, d.h. nach ihrer Etablierung und Professionalisierung, nach den Vor- und Nachteilen ihrer Vernetzung u.ä.. 

Eine beigelegte CD-ROM will die praktische Arbeit in und mit der Juniorenfirma erleichtern: Sie enthält Checklisten, Leitlinien, Dokumentvorlagen und weitere organisatorische Hilfestellungen, die für den direkten Einsatz in der Praxis der Juniorenfirma konzipiert worden sind. Literaturhinweise, Adressen und weiterführende Links im Anhang des Buches eröffnen darüber hinaus die Möglichkeit, sich in weiteren Quellen über Theorie und Praxis der Juniorenfirmen zu informieren. 

Zorana Dippl, Frank Elster, Guido Fassbender, Wolfgang Fiedler, Jeanette Rouvel: Das Ausbildungskonzept Juniorenfirma. Ein Praxishandbuch für Betrieb und Schule, 19,80 €, zu beziehen beim BW Bildung und Wissen Verlag und Software GmbH, Vertrieb, Postfach 820150, 90252 Nürnberg, Tel.: 0911/96 76-175, Fax: 0911/9676-189, E-Mail: serviceteam@bwverlag.de
7.
Gesellschaftpolitische Bildung bleibt wichtig
Vor kurzem wurde im Zusammenhang mit Demonstrationen über die Hartz IV-Reformen berichtet, dass sich Ostdeutsche massiv von der demokratischen Staatsform der Bundesrepublik abwenden würden. Als Beleg wurde auf eine Umfrage verwiesen, die kurz zuvor vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht worden war, als dieses den „Datenreport 2004 – Zahlen und Fakten über die Bundesrepublik Deutschland“ vorstellte. Konkret: Nur noch 49% der Ostdeutschen halten danach „die Demokratie in Deutschland für die beste Staatsform“; die Westdeutschen bejahen das Statement immerhin zu 80%. Nicht berichtet wurde in den Medien darüber, dass die Umfrage, die dieses in der Tat nicht besonders positive Ergebnis hervorbrachte, bereits im Jahre 2000 gelaufen ist.

Einige weitere Ergebnisse der Befragung aus 2000, die zeigen, dass gesellschaftspolitische Bildung wichtig bleibt:

· Die Zustimmung zur Aussage „Die Demokratie ist die beste Staatsform“ fällt in Ost (78%) wie West (92%) deutlich höher aus, was darauf hindeutet, dass es Akzeptanzprobleme für die deutsche Demokratiepraxis bei den Befragten gibt. Und ergänzend: Die „Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in  Deutschland“ liegt unter den oben genannten Werten: Im Osten ist sie zwischen 2000 und 2003 sogar von 38% auf 32% gesunken, während sie im Westen von 60% auf 66% gestiegen ist.

· In Ost wie West steigt die (relative) Zustimmung zur Demokratie mit dem Alter an.

· Der These „Sozialismus ist eine gute Idee, die schlecht ausgeführt wurde“ stimmen erstaunliche 52% der west- und 76% der ostdeutschen Befragten zu.

Weitere Ergebnisse des Datenreports 2004 gibt es unter www.destatis.de.

8.
Lernen im Arbeitsalltag 

Informelles Lernen ist für viele Erwerbstätige die bedeutendste Form der Weiterentwicklung von beruflichen Qualifikationen: Wirkt sich in der ersten Phase des Arbeitslebens noch die Berufsausbildung positiv aus – im dualen System oder an einer Hochschule ist im Grunde nicht so wichtig -, so findet im Laufe der Zeit ein Prozess des „Entlernens“ statt: Überholtes, nicht mehr Benötigtes wird vergessen, neue Qualifikationen und Kompetenzen werden auf unterschiedlichen Wegen erlernt. Zudem zwingt der rasche Wandel der Anforderungen im Arbeitsprozess gemeinsam mit hohen Arbeitskosten dazu, behutsam mit bezahlter und arbeitsfreier Zeit umzugehen. Nun kann und muss ein Teil der Weiterbildung auch in der Freizeit erfolgen; es liegt jedoch besonders nahe, Arbeitsprozesse so zu organisieren, dass sie lernförderlich sind und die Kompetenz- wie Qualiifkationsentwicklung befördern.

Die spannenden und nicht einfach zu behandelnden Fragen lauten dann: Welche Lernansätze, Lernprozesse und Organisationsformen des Lernens werden heute benötigt, damit sich die Beteiligten im Spannungsfeld von Organisationsnotwendigkeit du zunehmender Entgrenzung und Informalität bewegn und bewähren dürfen?

„Lernen im Arbeitsalltag“ ist ein eindrucksvoll geschriebens, hoch anschauliches Buch, das in Projekten der Gesellschaft für Ausbildungsforschung und Berufsentwicklung (GAB) München unter der Leitung von Michael Brater entstanden ist. Drei Fallstudien aus der chemischen Industrie, der Altenpflege und dem Einzelhandel (dm Drogeriemärkte) bieten die empirische Basis für die Ableitung einer Konzeption für Lernen in modernisierten Unternehmen; abgeleitet und entwickelt werden Elemente einer entwicklungsoffenen Lernkultur.

Die Fallstudie über dm-drogerie markt ist im Grunde ein MUß für alle, die sich mit Arbeitsgestaltung, Arbeits- und Lernorganisation, mit Personal- und Organisationsentwicklung im Einzelhandel beschäftigen. Aufgezeigt wird die dm-Bildungskonzeption, die sehr stark auf Lernen in der Arbeit fokussiert ist. Heraus destilliert werden drei Lernfelder:

· die ständige Weiterqualiifzierung bei Neuerungen und Veränderungen: Lernen ist Berufsaufgabe

· die ständige Verbesserung und Weiterentwicklung der Arbeit: Arbeit ist Lernquelle

· das persönliche und berufliche Lernen der Mitarbeiter: Arbeit ist Basis der individuellen Entwicklung.

In der Studie wird als „vielleicht die wesentlichste Voraussetzung für das informelle Lernen“ hervorgehoben, dass sie nicht so sehr beim Unternehmen als viel mehr bei den Mitarbeitern liegt: „Sie können, wie ebenfalls bereits als im ganzen Unternehmen verbreiteter Grundsatz beschrieben, nicht gelernt werden, sondern nur selber lernen – und dies müssen sie auch wollen. Lernbereitschaft der Mitarbeiter ist deshalb die entscheidende Bedingung dafür, dass die ‚Organsiation des (informellen) Lernens’ gelingt, verbunden mit der Korrelation Risikobereitschaft, Engagement,Neugier, Offenheit für Neues und dem Willen, sich weiterzuentwickeln. Das Unternehmen muss Vertrauen in diese Entwicklungsbereitschaft und –fähigkeit seiner Mitarbeiter haben – und sie jederzeit unterstellen. Aber es kann sie nicht erzwingen oder anweisen, sie muss mitgebracht, gegeben, freiwillig eingebrachtwerden.“

Die Autoren zeigen sehr praxisnah auf, wie innovative und zukunftweisende Lernformen aussehen können.

Hans G. Bauer u.a.: Lernen im Arbeitsalltag - Wie sich informelle Lernprozesse organisieren lassen, Beiträge zu Arbeit - Lernen – Persönlichkeitsentwicklung, Hrsg: Gesellschaft für Ausbildungsforschung und Berufsentwicklung, 185 Seiten, ISBN 3-7639-3181-3, Bestellnr. 60.01.493, EURO 24.90, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2004. www.wbv.de
9.
MBA: Handel ist für Absolventen interessant 

Absolventen eines MBA-Studiengangs können mit einem höheren Einstiegsgehalt rechnen als Universitätsabsolventen. Dies ergibt sich nach einem Handelsblattbericht aus der Kienbaum-Studie „High-Potentials 2004“. Ausgewertet wurden Antworten von gut 250 großen Unternehmen. Danach kann

-
ein „normaler“ Hochschulabsolvent im Schnitt mit 38.452 €,

-
ein „high-potential“ aus der Uni im Schnitt mit 43.432 € und

-
ein High Potential mit MBA im Schnitt mit 45.784 € 

Einstiegsgehalt rechnen.

Sichtbar wird eine Tendenz in den Großunternehmen, MBA höher als die Promotion zu gewichten. Verbreitertes Grundwissen wird besser honoriert als spezielles Fachwissen, lautet eine Erkenntnis der Untersuchung.

Bemerkenswert sind die branchenbezogenen Angaben über die Einstiegsgehälter. Das Fazit vorab: Der Handel kümmert sich um High Potentials und zahlt TOP-Gehälter.

Durchschnittliche Einstiegsgehälter bei deutschen Unternehmen (Circa-Angaben in Euro)

	Branche
	„normaler Absolvent“
	„High Potential“
	„High Potential“ mit MBA

	Produzierendes Gewerbe
	39.000
	41.800
	44.200

	Handel
	37.500
	45.300
	48.125

	Beratung/Dienst-leistung
	37.600
	46.800
	47.900

	Konsumgüter
	37.300
	41.100
	41.900

	Finanzdienstleis-tungen, Banken, Versicherungen
	42.500
	45.900
	46.200

	Elektronik, Informatik
	37.200
	45.600
	46.100

	Sonstige
	37.900
	38.900
	43.600


Quelle: Kienbaum nach Handelsblatt 20.08.2004

10.
Nach der Neuordnung: Warenkunde bleibt wichtig

Die Anforderungen an das Sortiment, in dem warenkundliche Ausbildung stattfindet, wurden durch die Neuordnung der beiden Einzelhandelsberufe Verkäufer/Verkäuferin und Kaufmann im Einzelhandel/Kauffrau im Einzelhandel deutlich flexibilisiert und praxisgerechter gestaltet. Jetzt können Betriebe selbst entscheiden, was sie unter einer Warengruppe verstehen und welche (mindestens zwei) Warengruppen sie zu einem Warenbereich zusammenfassen. Die Betriebe können auch selbst entscheiden, ob sie eher beratungsorientiert oder eher selbstbedienungs-orientiert ausbilden: Dies ermöglicht die Struktur der neuen Ausbildungsordnung, die Pflicht- und Wahlqualifikationseinheiten enthält. Der grosse Vorteil: Die Betriebe können entsprechend den konkreten Qualifikationsanforderungen ausbilden, was selbstverständlich auch für die Warenkenntnisse gilt.

Daraus aber zu schliessen, Warenkenntnisse seien für die Ausbildung der Verkäufer und Kaufleute im Einzelhandel nicht mehr so wichtig wie früher, weist in die falsche Richtung, ist ein grosser Irrtum. Denn nur Tiefe und Breite der zu vermittelnden Warenkenntnisse variieren nach Betriebstypen und Qualifikationsbedarf:

-
Jedes Ausbildungsunternehmen muss grundlegende Warenkenntnisse eines Warenbereichs, der aus mindestens zwei Warengruppen besteht, vermitteln. Dazu gehören Kenntnisse und Anforderungen wie

>
Struktur des Warenbereichs in Warengruppen,

>
Eigenschaften, Ver- und Anwendungsmöglichkeiten von Waren eines Warenbereichs unter Berücksichtigung ökologischer, wirtschaftlicher und rechtlicher Aspekte,

>
Fachausdrücke und handelsübliche Bezeichnungen für Waren eines Warenbereichs (auch in einer fremden Sprache) anwenden,

>
Warenkennzeichnungen für die Information von Kunden nutzen.

-
Beratungsorientierte Handelsbetriebe vermitteln darüber hinaus in den beiden beratungsbezogenen Wahlqualifikationseinheiten (Bausteinen) „Beratung und Verkauf“ (2. Ausbildungsjahr) sowie „Beratung, Ware, Vekauf“ (3. Ausbildungsjahr) sehr in die Tiefe gehende Warenkenntnisse eines von ihnen festgelegten Warenbereichs mit mindestens zwei Warengruppen.

Spezialgeschäften die Ausbildung zu ermöglichen, war ein erklärtes Ziel der Neuordnung. Daher wurden die Wahlmöglichkeiten im Bereich der warenbezogenen Ausbildung geschaffen. Fachgeschäfte, die weiterhin ein relativ breites und tiefes Sortiment haben, werden vielfach auch in Zukunft ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen so ausbilden, dass sie Warenkenntnisse im überwiegenden Warensortiment erwerben. Beispiele gibt es mindestens in den Bereichen Parfümerien, Foto, Textil- und Modefachhandel. Warenkompetenz bleibt zentrales Instrument zur Profilierung des Fachhandels im Wettbewerb. Somit bleiben Warenkenntnisse auch nach der Neuordnung für eine große Zahl von Handelsunternehmen von zentraler Bedeutung.

Warenkunde auf CD-ROM:

Beispiel Textil

Das qualifizierte Verkaufsgespräch im Textileinzelhandel erfordert solides Fachwissen. Doch die Vielfältigkeit der Mode bringt auch viele Fragen mit sich: Wie sieht ein Dufflecoat, Paletot oder Slipon aus? Worin unterscheidet sich ein Hemdkleid von einem Hemdblusenkleid? Welche Eigenschaften haben die eingesetzten Fasern?

Die von der Zentralstelle für Berufsbildung im Einzelhandel (zbb) in Zusammenarbeit mit der LDT Nagold entwickelte CD-Rom „TexWEB“ vermittelt einfach, übersichtlich und zeitgemäß warenkundliche Kenntnisse für Mitarbeiter und Auszubildende im Textileinzelhandel.

Mit Hilfe von 1.000 Zeichnungen und Bildern werden 530 Grundschnittformen für Damen-, Herren-, Kinderbekleidung und Haushaltswäsche sowie 260 weitere warenkundliche Begriffe erklärt und vielfach um wichtige Hinweise für das Verkaufsgespräch ergänzt. Die einzelnen Stichworte sind so miteinander verknüpft, dass jederzeit weitergehende Informationen per Mausklick abgerufen werden können. Ein Warenkundewörterbuch für die Sprachen Deutsch, Englisch, Französisch und Italienisch (in jeder Richtung zu verwenden) rundet dieses praktische Lehrmittel ab.

Hinweis: Die CD-ROM kann zum Preis von 25 EUR zzgl. Versand und MwSt. bezogen werden beim ITE-Verlag, Postfach 29 02 63, 50524 Köln, Fax 0221/92150910, E-Mail: itebestellungen@bte.de. Auf Wunsch erhalten Sie einen Folder mit weiteren Informationen.

11.
Einfache Arbeit: Ein Auslaufmodell?


Gängige Arbeitsmarktprognosen zeigen auf, dass die Zahl einfacher Arbeitsplätze zurückgehen wird. Aber sie werden nicht verschwinden, wie seit langem die Arbeitsmarktprognostik darstellt: IAB/Prog-nos erwarten, dass auch im Jahre 2010 noch jeder 6. Arbeitsplatz für An- und Ungelernte geeignet ist, jedenfalls keinen Ausbildungsabschluß erfordert.

Ungelernte haben eine weit überdurchdurchschnittliche Arbeitslosenquote; zu-gleich berichten Unternehmen davon, dass es schwierig ist, auch einfache Arbeitsplätze mit geeigneten Arbeitnehmern zu besetzen. Ein schwer erklärbarer Widerspruch.

Im Rahmen von Früherkennungsprojekten sind Wissenschaftler des Forschungsinstituts Betriebliche Bildung (f-bb; 
www.f-bb.de) dieser Frage nachgegangen. Zentrales Ergebnis: Einfache Arbeit verändert sich erheblich; die zunehmende Prozessorientierung der betrieblichen Abläufe verlangt auch unterhalb der Ebene der Facharbeit Mitarbeiter, die eigenverantwortlich Unternehmensziele umsetzen können. Flexibel einsetzbar, teamfähig, technisch versiert, kundenorientiert, qualitäts- und kostenbewusst – das sind Kompetenzen, die Betriebe künftig von Angelernten erwarten. Kurze Anlernzeiten reichen nicht mehr hin; arbeitsintegrierte Kompetenzentwicklung, die das Erfahrungswissen und überfachliche Kompetenzen aufgreift, weist eher den Weg zu tragfähigen Qualiifzierungskonzepten für An- und Ungelernte.

Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (Hrsg.): Zukunft der einfachen Arbeit – Von der Hilfstätigkeit zur Prozessdienstleistung, 126 Seiten, ISBN 3-7639-3113-9, Bestell-Nr. 60.01.441, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2004, www.wbv.de.

12.
Fortbildungsprüfungen fördern den Aufstieg
Eine Million Fachkräfte haben seit der Wiedervereinigung Deutschlands an einer IHK-Weiterbildungsprüfung teilgenommen. Schon diese Zahl allein spricht für die hohe Akzeptanz und den Erfolg von der Fortbildungsprüfungen. Die Ergebnisse der zwischen 1997 und 2002 durchgeführten Erfolgsumfrage zu IHK-Weiterbildungsprüfungen zeigen als zentrale Ergebnisse: 

-
Rund 80 Prozent der Teilnehmer würden sich wieder für das gleiche Weiterbildungsziel entscheiden,

-
98,1 Prozent der Absolventen waren nach der Prüfung in Arbeit, 

-
Rund 70 Prozent der Absolventen sind nach der Prüfung beruflich aufgestiegen, 

-
66 Prozent verbesserten sich finanziell,

-
Für drei Viertel der Befragten hat sich die Prüfung nach eigenen Angaben beruflich ausgezahlt, 

-
62,2 Prozent betrachten das Prüfungsprofil als genau geeignet für ihre persönliche berufliche Tätigkeit. 

Fast 11.000 Absolventen aus den Jahren 1997 bis 2002 haben sich an der Weiterbildungserfolgsumfrage des DIHK beteiligt. Die Ergebnisse dienen nicht nur der Qualitätssicherung, sie sind auch ein wichtiges Instrument zur Messung der Zufriedenheit von Absolventen und deren Erfolg auf dem Arbeitsmarkt. Es ist die einzige outputorientierte Qualitätsprüfung von Angeboten in der beruflichen Weiterbildung in Deutschland.


13. Termine


22. bis 23. September 2004

Zukunft Personal, 5. Fachmesse für Personalwesen, Ort: KölnMesse; Info und Anmeldung unter www.zukunft-personal.de
25. bis 27. Oktober 2004

Deutscher Handelskongress 2004: Neue Herausforderungen - endlich Wachstum; Wie Handel und Konsumgüterwirtschaft den Aufschwung schaffen! Das Megaevent für Handel und Konsumgüterwirtschaft in Deutschland; Ort: Estrel Convention Center Berlin, Veranstalter: management forum Bad Homburg, Information und Anmeldung:

http://www.managementforum.com/forum/index.php
26. Oktober 2004

Fachtagung Perspektive Bildung 2014, Ort: Zentrum für interdisziplinäre Forschung Bielefeld; weitere Infos unter www.perspektive-bildung-2014.de
10. bis 11. November 2004

edutr@in 2004 – Kongress und Fachmesse für neue Lernkonzepte in Schule, Berufs- und Erwachsenenbildung, Kongresszentrum Karlsruhe, Info und Anmelung: www.edutrain-karlsruhe.de.
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